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Beginn der Sitzung: 14 Uhr. 

Vorsitzender Zingl: Roher Bundesrat! Ich 
e röf f n e  die 44. Sitzung des Bundesrates. Das 
Protokoll der Sitzung vom 24. Mai 1949 ist 
zur Einsicht aufgelegen, unbeanständet ge­
blieben und gilt somit als gen e h mi g t. 

Entschuldigt  für die heutige Sitzung sind 
die Bundesräte Leissing, Rasser, Riedl, Pehm, 
Adlmannseder, Klein, Millwisch, Freund, St�idl 
und Sla vik. 

, Ei n g e l a n g t  sind Schreiben des Bu�:ies­
kanzleramtes. Ich bitte den Herrn Sc1>'rift-
führer, sie zu verlesen. t 

Schriftführer Lehner (liest): .� 

"An den Herrn Vorsitzenden des BundesJfLtes. 
Der Herr Bundespräsident hat mit 'Ent-

schließung vom 11. Juni 1949, Zl. 8077 P�. K., 
über meinen Antrag gemäß Artikel 71. des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der F�ssung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Inneres, 
Oskar R eIm er, Vizekanzler Dr. Adolf Sch ä r f  

mit der Vertretung des genannten Bundes­
ministers betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem. Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme die Mitteilung 
zu machen. Fi g l." 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates, zu 
Randen des Parlamentsdirektors Sektionschef 
Dr. Pultar. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 1. Juni 1949, 
Zl. 540-NRJ49, mitgeteilt, daß der Nationalrat 
in seiner Sitzung vom 1. Juni 1949 die Vorlage 
der Bundesregierung: Bericht an den National­
rat, betreffend die auf der 28. Tagung der 
Internationalen Arbeitskonferenz (Seattle 1946) 
angenommenen Übereinkommen und Emp. 
fehlungen, in Verhandlung genommen und 
folgenden Beschluß gefaßt hat: 

Der vorliegende Bericht der Bundesregierung 
an den Nationalrat, betreffend die auf der 
28. Tagung der Internationalen Arbeits­
konferenz (Seattle 1946) angenommenen Über-
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einkommen und Empfehlungen (845 der Bei­
lagen), wird 'Zur Kenntnis genommen. 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich zu er­
suchen, diesen Beschluß des Nationalrates dem 
Bundesrat zur Kenntnis zu bringen. 

Für den Bundeskanzler: 
i. V.Dr. Ku m er. 

Vorsitzender: Die genannten 'Überein­
kommen und Empfehlungen bedürfen keiner 
Beschlußfassung durch den Bundesrat. Sie 
liegen in der Kanzlei zur Einsicht auf. 

Eing e langt sind ferner jene Gesetzes­
beschlüsse des Nationalrates, die den Gegen­
stand der 'heutigen Tagesordnung bilden. 

Ich habe diese Vorlagen gemäß § 29 der 
Geschäftsordnung dem Obmann des zuständigen 
Ausschusses zurVorberatung zugewiesen. Der 
Verfassungs-. und ·Reohtsausschuß 'hat. sich mit 
diesen Gegenständen bereits .befaßt. 

Gemäß § 30 der Geschäftsordnung beantrage 
ich, von der VervielfaItigung der Ausschuß­
berichte sowie von der 24stündigen Verteilungs­
frist Abs.tand zu nehmen. Wird dagegen ein 
Einwand erhoben 1(Ni e m a n d  m e l d e·t·s i c h.) 
Es· ist nicht der Fall. Mein Antrag ist an­
g e nomm e n. 

Wir gehen nunmehr in die Tage s o r d n u n g  
ein. 

und die Bundespolizeibehörden sowie die 
Behörden der Städte mit eigenem Statut durch 
das geltende Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
aus·dem Jahre 1925 bindende Vollstreckungs­
verfahrensvorschriften wenigstens bezüglich der 
. nicht in Geldleistungen bestehenden Ver­
pflichtungen erhalten haben, entbehren die 
Gemeinden mit eigenem Statut bisher einer 
solchen generellen Regelung, obwohl sie die 
Vollstreckung ihrer Bescheide im . eigenen 
Wirkungskreis durchzuführen hatten. 

Nun sollen durch das vorliegende Gesetz die 
politischen Bezirksbehörden und die Bundes­
polizeibehörden ermächtigt und verpflichtet 
werden, auf Ersuchen der Gemeindebehörden 
die Vollstreckung der von diesen erlassenen 
Bescheide vorzunehmen. 

Das Gesetz selbst stellt im Artikel I als 
Novelle zum § 1 des Verwaltungsvo�lstreckungs­
gesetzes allgemeine Grundsätze über das Ver­
waltungsvollstreckungsverfahren auf, in denen 
es unter anderem heißt, daß nunmehr auch 
gemeindeamtlich ergangene Bescheide von den 
politischen Bezirksbehörden vollstreckt werden 
können, sofern diese von der den Bescheid er­
lassenden Stelle darum ersucht werden. Im 
gleichen Artikel werden die bisherigen Be­
stimmungen über die Eintreibung von Geld­
leistungen dahingehend novelliert, daß sich 
die Gemeinden nun unmittelbar an die Gerichte 
wenden können. 

1. Punkt ist der . Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 9. Juni 1949, womit das Der Artikel II unterwirft die Einbringung 

Bundesgesetz vom 21. Juli 1925, B. G. BI. und Sicherung von Geldleistungen, die von 

Nr. 276, über das Vollstreckungsverfahren in den Vollstreckungsbehörden selbst vorge­

der Verwaltung (Verwaltungsvollstreckungs- schrieben werden, den gleichen Bestimmungen. 

gesetz-V. V. G.) abgeändert und ergänzt Bisher waren diese Vollstreckungskosten und 
wird (Verwaltungsvollstreckungsgesetz-Novelle Gebühren den Bestimmungen des gerichtlichen 
1949). Einbringungsgesetzes 1948 unterworfen, das 

Berichterstatter Dr. Fleischacker: Hohes sich jedoch dafür als unzweckmäßig erwies. 

Haus! . Die in dem vorliegenden Gesetzentwurf Im Artikel III wird nach einer durch den 
enthaltene Materie steht in engem Zusammen- Nationalratsauss.chuß für Verwaltungsreform 
hang mit dem am 28. Mai dieses Jahres im verfügten Abänderung das Bundeskanzleramt 
Bundesgesetzblatt verlautbarten Abgaben- mit der Durchführung betraut. 
einhebungsgesetz und der gleichzeitig er- Hohes Ha.us! Der Ausschuß für Verfassungs­
schienenen Abgabenexekutionsordnung. In undt''Rechtsangelegenheiten des Bundesrates hat 
diesen heiden 'Gesetzen wurden die Voraus- in 'iner heutigen Sitzung den vorliegenden 
setz�en zur Einhebung aller öffentlichen Ge�zesbesohluß einer Beratung unterzogen 
Abgaben des Bundes, der .Länder und Ge- und '-,nich 'beauftragt, im Hause den Antr ag 
meinden und gewisser anderer öffentlicher zu _teIlen, gegen diesen Gesetzesbeschluß 
B.eiträge 

. 
so�e deren Einhringu�g . und keinfn Einspruch

. 
zu erheben. 

SlCherungm emer den gegebenen Bedurfmssen D�� Amr
.
ag des Ber·ch,terstatters wird an-

entsprechenden Weise geregelt. Während auf J. 
� 

dem Gebiete des öffentlichen Abgabenwesens 
gen ,11, m e n. 

durch die beiden genannten Gesetze eine ein- De. 2. Punkt der Tagesordnung ist der 
heitliche und moderne Verfahrenspralcis sicher- Gesetf;esbeschluß des Nationalrates vom 

. gestellt ist, mangelt es leider durchaus an einer 9. Ju� J949·über die Durchführung von Wahlen 
solchen auf den übrigen Gebieten der Ver- lin den Landtag von Niederösterreich undcin den 
waltungsvollstreckung. Obwohl die ,Behörden 'Gem�derat der ·Bundeshauptstadt Wien im 
der politischen Verwaltung in den Ländern Jahre 1949. 
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Berichterstatter Dr. Duschek : Hoher Bundes- r Kreis der Personen, der ursprünglich davon 
rat! Es ·handelt sich bei dem vorliegenden betroffen werden sollte, nämlich der' Kreis der 
Gesetz lediglich um die Gebietsabgrenzung eigentlichen Nationalsozialisten, unter diese 
zwischen Niederösterreich und Wien. Es wird Gesetzesbestimmungen fiel, sondern daß auch 
Ihnen bekannt sein, daß der Nationalrat schon viele andere Personen ohne Rücksicht daraufl 
vor längerer Zeit ein Gebietsänderungsgesetz ob sie jemals der Nationalsozialistischen Partei 
verabschiedet hat, das aber nicht die Zu- angehört hatten oder nicht, unter diesen Aus­
stimmung des Alliierten Rates gefunden hat. schluß gefallen sind. So waren bisher auch 
Die ganze Angelegenheit ist daher noch in Personen, die überhaupt nie Österreicher 
Schwebe, muß aber für die Wahlen geregelt waren, aber die deutsche Staatsbürgerschaft 
werden. Die Regelung ist dieselbe wie die, die in in der in Frage kommenden Zeit erworben 
dem Gebietsänderungsgesetz vorgesehen war. haben, vom Erwerb der österreichischen 
Sie stellt also ein Kompromiß dar zwischen Staatsbürgerschaft ausgeschlossen. 
den alt�n Gren�e� von Wien und den durch Es hat zum Beispiel auch dazu geführt, daß 
d�nNatlOnalso.zlabsmus gezog�nen�renze�und Personen, die in dieser fraglichen Zeit mit 
bIldet auch dIe Grundlage f�r dIe N�tlOnal- Genehmigung des Bundeskanzleramtes die 
ra.tswahlen. In der

. 
Vorlage Wird auf dIese Be- österreichische Staatsbürgerschaft beim Er­

stI.�m�g der NatlOnalrats -W�hlo�dnung aus- werb der deutschen Staatsbürgerschaft bei­druckh�h B�zug �.enom�en. !ur dIe Landtags� behalten durften, nun ebenfalls, weil sie 
wa�len In Niederoster�elch :WIrd also �as Wahl- zwischen Juli 1933 und März 1938 deutsche 
gebIet so festgelegt, Wie' e� In der NatIonalrats- Reichsangehörige geworden waren, nicht mehr 
wahlordnung 

.
vorge�ehen 

.�
st, ,!nd ents�rechend als Österreicher gelten konnten. Mit dem vor­

das Wa�lgeb�et WIen fur dIe Gememderats- liegenden Gesetz wird nunmehr die erwähnte 
wahlen In WIen. Bestimmung eliminiert. 

Der Artikel III des Gesetzes erklärt aus- Das III. Hauptstück hat im Abs.chnitt II 
drücklich, daß diese Bestimmung ausschließlich noch die weitere Bestimmung enthalten, daß 
nur für Zwecke der im Jahre 1949 durch- Bescheide und Beurkundungen über den Besitz 
zuführenden Wahlen erfolgt. oder Erwerb der österreichischen Staatsbürger-

Artikel IV setzt fest, daß mit der von- schaft, die in dieser Zeit angefallen sind, außer 
ziehung dieses Gesetzes das Bundesministerium Kraft zu setzen waren. Diesbezüglich schreibt 
für Inneres betraut ist. 

. 
nun das neue Gesetz im Artikel I, Abs� (2), vor, 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat sich heute vormittags 
mit diesem Gesetzesbeschluß beschäftigt. Ich 
habe in seinem Auftrag den A n t r a g  zu stellen, 
gegen dieses Gesetz keinen Einspruch zu er� 
heben. 

daß derartige Bescheide und Beurkundungen 
nur auf Antrag, also nicht ex lege wiederum in 
Kraft gesetzt werden sollen. 

Da jene Bestim:mungen des National­
sozialistengesetzes zweifellos aus diesen Ta.t­
sachen heraus, insbesondere aber auch infolge 
der inzwischen erfolgten Amnestie der Minder-

Der Antrag des Berichterstatters wird an- belasteten, überholt waren, muß die nunmehr 
genommen. vorgelegte Fassung des Gesetzes als notwendig 

Der 3. Punkt der Tagesordnung ist der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
9. Juni 1949 über Änderungen staatsbürger­

, schaftsrechtlicher Bestimmungen. 

Berichterstatter Dr. Hiermann: Hohes Haus! 
Der vorliegende Gesetzesbeschluß des �N�tional-
rates beseitigt eine Unebenheit des tional-
sozialistengesetzes. Bekanntlich ist rt im 
IH. Hauptstück, Abschnitt H, Ziffer • , eine 
Bestimmung eingebaut gewesen, wonac l vom 
Besitz und Erwerb der österreichischen J,taats­
bürgerschaft alle Personen ausgeschlosse,� sind; 
die zwischen dem 1. Juli 1933 und dem �" März 
1938 die deutsche Staatsangehörigk-ei durch 
Einbürgerung erworben haben. Die.3 Be­
stimmung hat in dieser FormUlierU!' eine 
Wirkung gezeitigt, die über die ursp .. nglich 
damit verbundene Absicht weit hinausg gangen 
ist. Sie hatte zur Folge, daß nicht nur der 

und für richtig befunden werden. 
Ich b e a n t r a g e  daher im Auftrage des Aus­

Ijchusses für Verfassungs" und Rechtsangelegen­
heiten, dem Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
die Zustimmung zu erteilen. 

Der Antrag des' Berichterstatters wird· an-
genommen. 

Der 4. Punkt der Tagesordnung ist der Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates vom 9. Juni 
1949, betreffend die StaatsbUrgerschaftsrechts .. 
novelle 1949. 

Berichterstatter Dr. Duschek: Hoher Bundes­
rat! Das vorliegende Geset� stellt eine Art 
Generalrevision sowohl des Staatsbürgerschafts­
Überleitungsgesetzes als auch des Staatsbürger� 
sohaftsgesetzes aus dem Jahre 1945 dar. Es 
hat den Zweok, eine Reihe von terminologischen 
Unklarheiten sowie, und das scheint· d&8 
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��sentliche zu sein, einige Härten dieser I haben, nach Österreich zurückzukehren. Diese 
fruheren Gesetze aus der Welt zu schaffen. einschränkende Bestimmung ist also in diesem 

Der Nationalrat und de� Bundesrat haben Gesetz weggefallen; die Verleihung der Staats­
sich schon vor einem Jahre mit einer ähnlichen bürgersch,aft durch Erklärung ist nicht mehr 
Gesetzesvorlage befaßt, die aber eine Reihe an die .. Voraussetzung �eb�nden, daß �e 
von Verfassungsbestimmungen enthielt und �ta�tsbur�erschaftswerberIn Ihren WohnsItz 
die Zustimmung des Alliierten Rates nicht In Osterreich hat. 
erhalt eIl hat. 

Es schien daher geboten, und mehrere An­
träge, die im Nationalrat gestellt wurden und 
sich mit dem Thema befaßten, haben deutlich 
gezeigt, daß diese Notwendigkeit besteht, auf 
dem Wege eines einfachen Bundesgesetzes die 
Korrekturen an jenen Gesetzen soweit als mög-
lich durchzuführen. . 

Das Gesetz selbst gliedert sich in fünf 
Artikel, von denen sich der erste mit dem 
Staatsbürgerschafts-überleitungsgesetz be­
schäftigt. Hier sind einige Änderungen im 
§ 2 zu erwähnen - ich möchte mich dabei nur 
auf die wesentlichen Dinge beschränken -, bei 
denen es sich mehr oder weniger um termino­
logische Korrekturen handelt, wie vor allem 
um die Forderung, daß der Wohnsitz der 
Staatsbürgerschaftswerber vom l. Jänner 
1915 an in Österreich zu sein hatte. Die 
Terminologie· war jedoch nicht einheitlich. 
Man hat von einem "dauernden", "freiwilligen" 
Wohnsitz, mitunter auch von "dauerndem 
Aufenthalt" gesprochen. Nun wird einheitlich 
das Wort "Wohnsitz" verwendet und dadurch 
die erforderliche Klarheit geschaffen. 

Neu ist eine Änderung, die der Nationalrat 
an der Regierungsvorlage vorgenommen hat 
und die insofern eine Erleichterung schafft, als 
der Stichtag ,,1. Jänner 1915" auf den 
1. Jänner 1919 verlegt wurde. 

Grundsätzlich wäre dazu zu sagen, daß man 
diese Zeit vielleicht einheitlich auf 30 Jahre 
hätte festlegen können. Der Nationalrat hat 
aber aus der Erwägung heraus davon Abstand 
genommen, daß diese Bestimmungen des Ge­
setzes ohnehin befristet sind. 

Wesentlich ist auch eine Änderung im § 2a. 
Diese Neuregelung war schon in dem Gesetz, 
das vor einem Jahr zur Debatte stand, vor­
gesehen; sie betrifft die Frauen, die am 
13. März 1938 die österreichische Bundes­
bürgerschaft zwar besaßen, sie aber wegen 
einer vor dem 27. April 1945 eingegangenen 
Ehe nicht mehr besitzen. Diese Frauen konnten 
über Antrag auch bisher schon die öster­
reichische Staatsbürgerschaft . wiedererlangen, 
wenn sie ihren Wohnsitz in Österreich hatten. 
Diese einschränkende Bestimmung ist vielfach 
als Härte empfunden worden, handelt es sich 
doch größtenteils um Frauen, die Reichs­
deutsche geheiratet haben und nicht die Mög­
lichkeit hatten und sie auch jetzt noch nicht 

Der § 4 wird durch einen neuen Abs. (2) 
ergänzt, der sich auf die Einbürgerung ehe­
maliger Nationalsozialisten bezieht. Es heißt 
hier (liest): "Die Ausbürgerung kann von der 
im § 3, Abs. (1), bezeichneten Behörde" - das 
ist die Landesregierung, beziehungsweise der 
Magistrat der Stadt Wien - "auch dann 
widerrufen werden, wenn der Ausgebürgerte 
die' im Abs. (1) geforderten Voraussetzungen 
nicht erfüllt, aber auf Grund seines bisherigen 
politischen Verhaltens mit Sicherheit die Ge­
währ dafür gibt, daß er zur unabhängigen 
Republik Österreich positiv eingestellt ist." 

Diese Voraussetzungen sind im § 3, Abs. (2), 
des Staatsbürgerschafts-Überleitungsgesetzes 
formuliert und bestehen in dem vom Bewerber 
zu erbringenden Nachweis, daß die Aus­
bürgerung nicht als Folge einer Haltung des 
Ausgebürgerten verfügt wurde, die prit den 
Grundsätzen der demokratischen Republik 
Österreich im Widerspruch steht. Nun ist 
aber zweifellos die Haltung der ehemaligen 
Nationalsozialisten mit den Grundsätzen der 
demokratischen Republik Österreich im Wider­
spruch gestanden. Trotzdem kann nach diesem 
Gesetz die Ausbürgerung widerrufen werden, 
wenn das bisherige Verhalten des Ausge­
bürgerten die Gewähr dafür gibt, daß er zur 
unabhängigen Republik Österreich positiv ein­
gestellt ist. 

Wie der Wiedeieingebürgerte behandelt 
wird, ist im Abs. (5) festgelegt. Es besteht 
hier jedoch die Bestimmung, daß die Wieder­
einbürgerung nur von dem Zeitpunkt an gilt, 
in dem der Widerruf durch Bescheid aus­
gesprochen wurde, das heißt, die Betreffenden 
bleiben also für die Zeit ihrer Ausbürgerung 
bis zu dem Widerruf nicht österreichische 
Staatsbürger, sie werden es erst in der Folge­
zeit, '�.'hrend bei den sonstigen Widerrufen 
von usbürgerungen die Verleihung der 
Staats· ürgerschaft rückwirkend erfolgen kann. 

Der ,Artikel II befaßt sich, wie ich bereits 
erwähtLt habe, mit dem Staatsbürgerschafts­
gesetzf·;elbst. Es sind hier vorwiegend termino­
IOgiSCi Änderungen in der Formulierung zum 
Zwec .einer größeren Deutlichkeit und Ein­
heitli ''''teit des Gesetzes vorgenommen worden. 
Eine 1· nderung ist wesentlich; sie betrifft die 
Fälle, vo der Staatsbürgerschaftswerber eine 
nicht etilgte Verurteilung erlitten hat. Das 
war bisher unter allen Umständen ein Aus-
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schließungs grund für die Verleihung der Staats­
bürgerschaft. Der Ausschließungsgrund wird 
jetzt durch die Formulierung eingeschränkt, 
daß die Verleihung zu unterbleiben ·hat, wenn 
der Bewerber eine nicht getilgte Verurteilung 
erlitten hat, die bei sinngemäßer Anwendung 
der einschlägigen Bestimmungen der National­
rats-Wahlordl1ung den Ausschluß vom Wahl­
recht im Zeitpunkt der Verurteilung zur Folge 
gehabt hätte. "Sinngemäß" soll diese Bestim­
mung deshalb angewendet werden, weil selbst­
verständlich ein solcher Staatsbürgerschafts­
werber ein Ausländer ist und daher nicht wahl­
berechtigt sein kann. 

Die in der Natiol1alrats-Wahlordnung vor­
gesehene Bewährungsfrist wird hier belanglos 
durch die Formulierung "im Zeitpunkte der 
Verurteilung" . 

Ferner ist als wesentlich eine Änderung der 
Bestimmungen des § 8, Abs. (1) und (2), zu 
erwähnen. Es handelt sich dabei um die Fälle, 
in denen Frauen durch Verehelichung mit 
einem Ausländer die Staatsbürgerschaft ver­
loren haben. Hier wird vorgesehen, daß die 
österreichische Staatsangehörigkeit beibehalten 
werden kann, wenn triftige Gründe dafür vor­
liegen. Auch diese Bestimmung war schon in 
dem Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
vorigen Jahr enthalten. Sie war aber an die 
Zustimmung des Bundesministeriums für 
Inneres, beziehungsweise des Bundeskanzler­
amtes gebunden, wozu es einer Verfassungs­
bestimmung bedurft hatte. Nach der vorliegen­
den Formulierung wird die Bewilligung von 
der Staatsbürgerschaftsbehörde, das heißt von 
der Landesregierung, beziehungsweise dem 
Magistrat der Stadt Wien erteilt, so daß es 
sich dabei um keine Verfassungsbestimmung 
mehr handelt. 

In unmittelbarem Zusammenhang mit dieser 
Bestimmung steht Artikel III des Gesetzes. 
Er setzt fest, daß Frauen, die durch eine in der 
Zeit vom 27. April 1945 bis.zum Ablauf von 
sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes erfolgte Verehelichung mit 
einem Ausländer die Staatsbürgerschaft ver­
loren haben, die Beibehaltung ',fr Staats­
bürgerschaft im Sinne des Artikels ., Punkt 6 
-das ist der oben erwähnte- auch eh nach­
träglich bewilligt werden kann, wen 
innerhalb eines Jahres nach dem In 
dieses Bundesgesetzes ansuchen. i� Bei­
behaltung wird mit dem Tage der Be villigung 
wirksam. " 

Im Artikel IV des Gesetzes schließlict handelt 
es sich um Personen, die am 5. März 1933 die 
österreichische Staatsbürgerschaft bes�ssen und 
sich nach diesem Zeitpunkte aus bestimmten 
Gründen politischer Natur, die im § 2,1 Ahs. (3), 

näher aufgezählt sind, in das Ausland be­
geben haben. Diese Personen können, wenn sie 
dort bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes eine 
fremde Staatsangehörigkeit erworben haben, 
die österreichische Staatsbürgerschaft wieder 
erlangen, wenn sie darum innerhalb eines 
Jahres nach dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes ansuchen und triftige Gründe für die 
Wiederverleihung vorliegen. 

Der Artikel V betraut mit der Vollziehung 
des Bundesgesetzes, soweit der Bund zuständig 
ist, das Bundesministerium für Inneres,. sofern 
sie einem Bundesland zukommt, die Landes­
regierung. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat sich in seiner heutigen 
Sitzung mit dem Gesetz beschäftigt, und ich 
stelle in seinem Auftrag den A n t r a g, gegen 
dieses Gesetz keinen Einspruch zu erheben. 

Der Bundesrat erhebt gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates keinen Einspruch. 

Der
' 

5. Punkt der Tagesordnung ist der Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates vom 9. Juni 
1949, betreffend die 6. Staatsbürgerschafts­
Überleitungsgesetznovelle. 

Berichterstatter Holzfeind: Hoher Bundes­
rat! Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates hat den Zweck, die Fristen für 
die Abgabe von Staatsbürgersohafts­
erklärungen und für die Einbringung von An­
trägen auf Widerruf von Ausbürgerungen, die 
aus politischen Gründen erfolgt sind, weiter zu 
erstrecken. 

Naoh den Bestimmungen des Staatsbürger­
schafts-überleitungsgesetzes waren diese 
Fristen bereits mit 31. Dezember 1948 abge­
laufen. Nun haben sich sowohl in Österreich 
als auch in ganz Europa die Verhältnisse leider 
nooh nicht so stabilisiert, daß eine Klärung 
in allen Staatsbfugerschaftsfragen möglich 
wäre, was schon aus den vorhergehe�den 
Punkten der Tagesordnung der heutIgen 
Sitzung hervorgeht. Uns fehlen, obwohl schon 
vier Jahre seit dem Kriegsende vergangen sind, 
noch viele Kriegsgefangene. Noch immer laufen 
bei den Landesregierungen Staatsbürgersohafts­
erklärungen ein und noch immer werden von 
Emigranten Anträge auf Widerruf von Aus­
bürgerungen aus politischen Gründen ein-
gebracht. 

Der Nationalrat hat daher den allgemeinen 
Wünschen entsprechend die Termine für die 
Abgabe von Staatsbürgerschaftserklärungen 
und die Einbringung von Anträgen auf Wider­
ruf der aus politischen Gründen erfolgten Aus­
bürgerungen bis 31. Dezember 1949 ver-
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längert. Dementsprechend wird durch diese 
Novelle das Staatsbürgerschafts--Oberleitungs­
gesetz vom 10. Juli 1945 in der Fassung vom 
21. Jänner 1948 wie folgt geändert: 

In § 3, Aha. (1), und § 4, Aba. (2), treten an 
die Stelle der Worte "bis 31. Dezember 1948" 
die Worte "bis 31. Dezember, 1949". 

Das Gesetz selbst· tritt am 1. Jänner 1949, 
also rückwirkend, in Kraft, so daß nach der 
ursprünglich gesetzten Frist eingebrachte An­
träge weiterhin behandelt werden können. 

Im Sinne des einstimmigen Beschlusses des 
Ausschusses für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten bea ntr a g e  ich, gegen den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß· keinen Ein­
spruch zu·erheben. 

Der Bundesrat nimmt den Antrag an. 

Der 6. Punkt der Tagesordnung ist der Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates vom 9. Juni 
1949, betreffend die Verlängeru�des Bedarfs­
deckungsstrafgesetzes 1947 in der Fassung der 
H. Bedarfsdeckungsstrafgesetznovelle. ' 

Berichterstatter Beck: Das Bedarfsdeckungs­
strafgesetz in der Fassung der Novelle vom 
8. Juli 1948 ist mit 30; Juni 1949 befristet-. 
Man ist damals von der Annahme ausgegangen, 
daß wahrscheinlich die allgemeinen Verhält. 
nisse unseres wirtschaftlichen Lebens eine Be. 
wirtschaftung dann nicht mehr notwendig 
machen würden und, anderseits die Mangellage 
sich so weit behoben haben wird, daß die üblen 
Erscheinungen des Schleichhandels usw. nicht 
mehr auftreten würden. Nun zeigt sich aber, 
daß es durchaus notwendig ist, bei einer ganzen 
Reihe von Artikeln und Waren die Bewirt­
schaftung noch weiter aufrechtzuerhalten, 
und es zeigt sich leider auch, daß die Auswüchse 
in der Wirtschaft durchaus noch nicht ihr Ende 
genommen haben, so daß eine besondere Straf­
ordnung für diese Verhältnisse weiter in Kraft 
bleiben muß. Man kann auch noch einen 
anderen Grund für die Aufrechterhaltung 
dieses Gesetzes anführen; Das ist die Tatsache, 
daß das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 
erst mit 31. Dezember 1949 seine Gültigkeit 
verliert. 

Nun sollte auch das Bedarfsdeckungsstraf­
gesetz bis 3l. Dezember dieses Jahres verlängert 
werden. Im Justizausschuß des Nationalrates 
ist aber die Meinung laut geworden, daß gleich­
zeitig mit dieser Verlängerung eine Abänderung 
einiger materieller Bestimmungen dieses Ge­
setzes dringend notwendig wäre. Diese be­
antragten Änderungen konnten aber natürlich 
nicht in der kurzen Zeit erledigt werden und 
wurden ,daher einem UnterausBchuß zur Be­
ratung' zugewiesen. 

Der Nationalrat hat daher beschlossen, 
dieses Gesetz nur bis zum 31'. August zu ver­
längern. Man ging dabei von der Annahme 
aus, daß es bis zu diesem Zeitpunkt auch mög.­
lieh sein wird, die materiellen Bestimmungen 
des Bedarfsde:mkungsstrafgesetzes durchzu­
beraten und eine entsprechende Novcllierung 
vorzunehmen. 

Nun ist aber durchaus nicht anz,unehmen, 
daß mit 30. Juni, a;lso mit Ablauf des alten 
Gesetzes, das neue Gesetz' schon Rechtskraft 
erlangt hat, da man nioht weiß, wann die 
Alliierten das Gesetz in Behandlung ziehen 
werden. In dem Text der Regierungsvorlage 
ist daher ein neuer Artikel H eingefügt worden, 
der besagt, daß dieses Bundesgesetz am 1. Juli 
1949 in Kraft tritt, während der bisherige 
Artikel II die Bezeichnung Artikel 'Irr erhalten 
hat. Diese Bestimmung. ist im Interesse der 
Erhaltung der Rechtskontinuität' notwendig.' 
Sie ist· aber: deshalb bedauerlich, weil damit 
wieder ein Strafgesetz.mit rückwirkender Kraft 
in Geltung gesetzt wird. 

Ich glaube, es wäre daher sehr verdienstvoll, 
wenn sich die Presse dieser Sache in dem Sinne 
bemächtigen würde, daß die Öffentlichkeit 
schon jetzt darüber aufgeklärt wird, daß dieses 
Gesetz rückwirkende Kraft ab 1. Juli erhalten 
wird, so daß sich niemand in der Zeit zwischen 
dem 1. Jhli und dem Wirksamkeits beginn des 
Gesetzes im guten Glauben darauf ausreden 
kann, er hätte nicht angenommen, daß eine 
derartige Handlung noch strafbar wäre. 

Im Namen des Aussohusses·für Verfassungs­
und Rechtsangelegenheiten b e a n t r a g e  ich, 
gegen das vorliegende Gesetz kei n e n  Ein­
spruc h  zu erheben. 

Der Antrag de8 Berichterstatters wird an­
g,enommen • .  

Vorsitzender: Wir gelangen zum 7� Punkt 
der Tagesordnung: Neuwahl der beiden Stell­
vertreter des Vorsitzenden des Bundesrates 
sowie der zwei Schriftführer und der zwei 
Ordner. 

Ab 1 .. f·tt,. li geht der Vorsitz im Bundesrat, 
der Verfa sung entsprechend, auf das Bundes­
land Tir über. Bezüglich der Neuwahl der 
heiden �itze. nden.Stellvertreter J der S-chrift­
führer u tl der Ordner· sind mir folgende Vor-
schläge gegangen: 

1. Vo itzender-Stellvertreter: Karl Ho n a y ; 

2. Vo+itzender-Stellvertreter: Josef Rehrl; 

Schriftführer: Otto Lehner  und Doktor 
Adalberi Duschek; 

Ordner: Leopold Millwis c h  und Leopold 
Wei nm�;yer. 
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Auf Vorschlag des V O'fs itzenden wird be­
schlossen, von der Wahl mittels Stimmzettel Ab­
stand zu nehmen. 

Der Wa h lvo r sc h l a g  wird sodann in ge­
trennter Abstimmung über die Wahl der Vor­
sitzenden-Stellvertreter und jene der Schriftführer 
und Ordner an g enom m e n. 

Vorsitzender: Die gewählten Herren Bundes­
räte haben erklärt, die Wahl anzunehmen. 

Das B ür  0 des Bundesrates ist sühin für das 
nächste Halbjahr bestellt. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die nä chste Sitzung wird auf schri ft­
liche m  Wege einberufen werden. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schlu& der Sitzung: 14 Uhr 40 Minuten. 

, 

Drum der t1sterreichischen Staatsdrudterei. 2420 49 

44. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 7

www.parlament.gv.at




